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Vorwort 

Funktionsfähigkeit und politische Führungsrolle des Parlaments wer-
den zunehmend in Frage gestellt durch die Arbeitsüberlastung des Ple-
nums. Auf diesem Hintergrund gewinnt die Frage nach Zulässigkeit und 
Grenzen einer Entlastung des Plenums im Rahmen der Verfassungsre-
form an Bedeutung. Die vorliegende Arbeit w i l l hierzu einen Beitrag 
leisten, indem sie am Beispiel des Petitionsverfahrens  untersucht, welche 
Entlastungsmöglichkeiten durch Delegation von Zuständigkeiten an par-
lamentarische Unterorgane nach geltendem Verfassungsrecht  bestehen. 

Die Arbeit hat im Sommersemester 1973 dem Fachbereich Rechts-
wissenschaft der Universität Hamburg als Dissertation vorgelegen. Sie 
ist zum Druck überarbeitet und in Rechtsprechung und Schrifttum im 
wesentlichen auf den Stand vom Dezember 1973 gebracht worden. 

Herrn Professor  Dr. Kar l August Bettermann danke ich sehr für die 
Betreuung meiner Arbeit, für Anregungen und Resonanz. Zu besonde-
rem Dank fühle ich mich Herrn Staatssekretär Professor  Dr. Roman 
Herzog verpflichtet,  der mich als seinen Assistenten immer großherzig 
gefördert  hat. Dank schulde ich auch Herrn Professor  Dr. Peter Selmer, 
dem Zweitreferenten  dieser Arbeit. 

Für die hilfreiche Unterstützung bei der Auffindung  und Sichtung der 
Parlamentsmaterialien möchte ich den Damen und Herren der Verwal-
tungen des Deutschen Bundestages und der Landesparlamente danken. 

Herrn Ministerialrat a. D. Dr. J. Broermann danke ich für sein freund-
liches Entgegenkommen bei der Aufnahme der Arbeit in sein Verlags-
programm. 

Speyer, im Februar 1974 
Rainer  Pietzner 
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Einleitung 

Fast 7 000 Petitionen gehen im Jahresdurchschnitt beim Petitionsaus-
schuß des Deutschen Bundestages ein. 

Jahreszahlen 

Gesamtzahlen für die einzelnen Wahlperioden 

Jahreszahlen Wahlperiode Einzelpetit ionen Massenpetitionen 

1966 5 974 I. 27 200 _ 
1967 4 732 I I . 33 000 -

1968 5 949 I I I . 29 559 303 798 
1969 6 734 IV. 29 993 553 956 
1970 6 803 V. 23 232 10 274 
1971 8176 VI . 22 882 44 265 

Dies macht für 1971 einen Tagesdurchschnitt von fast 33 (1968: 24) 
Petitionen aus1. Die Landesparlamente können mi t nicht minder ein-
drucksvollen Zahlen aufwarten. Für das Jahr 1967 verzeichneten die 
Landtage i n 

Bad.-Württ 1072 Niedersachsen 946 
Bayern 1517 Nordrh.-Westf  2053 
Ber l in 488 Rh.-Pf 330 
Bremen 28 Saarld 119 
Hamburg 598 Schl.-Holst 212 
Hessen 379 

Eingaben2. 

Bereits 1908 hat Rosegger  in seiner rechtsvergleichenden Darstellung 
„Petitionen, Bit ten und Beschwerden"3 darauf hingewiesen, daß das 
„moderne Parlament" einfach nicht in der Lage sei, „an den alten, 

1 Vgl. im einzelnen die Sammelübersichten i n BT-Drs. VI/808, S. 7 ff.;  V I / 
3760, S. 14 ff.;  VII/1084, S. 18 ff. 

2 Vgl. Bericht und Empfehlungen zum Problem Ombudsman, hrsg. von der 
Konferenz der Präsidenten der Deutschen Länderparlamente, 1968, S. 74. 

3 S. 46 f. Z i t ier t nach BayVerfGH n.F. 10 I I , 20 (26). 
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schwerfälligen und zeitraubenden Formen festzuhalten, die eine jede 
Phase in der Petitionsbearbeitung mi t Diskussionen und Beschlußfas-
sungen verbrämten, wie es im älteren englischen Parlament der Fal l 
war" 4 . Heute sind die Parlamente mehr denn je durch ihre Gesetz-
gebungsaufgaben im modernen Verwaltungsstaat und in einer Umwelt, 
die von einem ständig akzelerierenden Prozeß der Verwissenschaft-
lichung und Technisierung geprägt ist, überlastet5. Sie könnten die 
tägliche Flut von Bürgereingaben arbeitsmäßig gar nicht bewältigen, 
hätte sich nicht längst in der Verfassungswirklichkeit  ein Verfahrens-
modus entwickelt, der dem massiven Entlastungsinteresse der Plenar-
organe im Petitionsbereich Rechnung trägt. 

4 Die alten deutschen Parlamente verfuhren  nicht wesentlich anders. Vgl. 
z. B. § 34 Edikt über die Bayerische Ständeversammlung vom 26. 5.1818, wonach 
der Ausschuß nach der von ihm durchgeführten  Vorprüfung  Petitionen, die 
er für begründet hielt, „den Kammern mittels umständlichen Vortrags vor -
zulegen" hatte (zitiert nach Karg,  S. 26). I m englischen Parlament ist im übr i -
gen heute die Petitionserörterung im Plenum weitgehendst durch das Inst i tut 
der Fragestunde abgelöst; vgl. dazu Loewenstein,  Staatsrecht und Staatspraxis 
von Großbritannien, Bd. I , S. 229. 

5 Vgl. statt vieler Leibholz,  Strukturprobleme, S. 304 ff.;  Herzog/Pietzner, 
Gutachten, S. 65, 144 ff.;  Hans Schneider,  Festschrift  für Gebhard Mül ler , 
S. 421 f., 423 ff.;  von Lucius,  AöR 97 (1972), 568 f. 



Erster  Teil 

Bestandsaufnahme 

§ 1 Die bisherige Praxis der Parlamente 

I . Das pauschale Plenarverfahren 

1. Deutscher Bundestag 

Die Petitionsbehandlung im Bundestag1 gliedert sich in sieben Ver-
fahrensabschnitte : 

1. Registrierung durch die Zentralstelle für Petitionen (§ 112 I Satz 1 
GeschO BT), 

2. Eingangsbestätigung an den Petenten, 

3. Vorprüfung  nach Form und Inhalt sowie hinsichtlich der Zuständig-
keit des Bundestages, 

4. Überweisung an den Petitionsausschuß oder den zuständigen Fach-
ausschuß (§ 112 I Satz 2 GeschO BT), 

5. Überprüfung  und Beratung in den Ausschüssen mi t schriftlichen 
Berichten an das Plenum in Sammelübersichten (§ 113 I und I I 
GeschO BT), 

6. Beschluß des Plenums über die Erledigung (§113 I I I GeschO BT), 

7. Mittei lung an den Petenten über die A r t der Erledigung (§ 113 IV 
GeschO BT). 

Mi t der formellen d. h. bürotechnischen Bearbeitung (Ziffern  1 - 4, 7) 
hat der Präsident in ständiger Übung die Zentralstelle für Petitionen 
und Eingaben (früher:  Büro für Petitionen) als „zuständiges Büro des 
Bundestages" im Sinne von § 112 I Satz 1 GeschO BT beauftragt 2. 

1 Vgl. §§ 112, 113 GeschO BT und das Rundschreiben V/20 vom 17.1.1966 
(22/5-0501) des Büros für Petit ionen (jetzt: Zentralstelle für Petitionen) — ab-
gedruckt im Text bei Friedrich  Schäfer,  S. 243 f. Vgl. im übrigen eingehender 
zum Petitionsverfahren  Schäfer,  S. 241; Frost,  AöR 95 (1970), 78 f.; Seidel, 
S. 26 ff. 

2 Vgl. Abschnitt Β IV 1 des Rundschreibens Nr. V/2 vom 17.1.1966. 

2 Pietzner 


